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Beklagte und Revisionsbeklegteo

Der 40 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 24„ November 1971

durch“ ‘ \

5enatspräsident P e n g u i t t,

Bundesrichter Dr„ E c k e r,

Bundesriohter M ü l l e r‚
Bundessozielrichter F o x und

Bundessozialriohter B e n e d y o z u k

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil

des Bayerischen Landessozialgeüchts vom 28° Mai

1969 wird zurückgewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten°
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G r u n d e ;
___—„_ —/—. .‚..__.._‚ __...

Die Beteili5ten streiten darüber, ob die Klägerin — die

Landesversichcruns; sanstalt (LVA) Niederbayern—Überp■iz —

von der beklaqten Ortskrankenkesse Mittelfre3ken Ersatz

der Auiwendun5en ve■an5en kann? die ihr anläßlich der

Durchführung einer stationären Hei lbrch undlun5 nach @ 1244 a
der Reichsversie herun5sordnun5 (E1VO)< ntstanden sindo

Die Klägerin bewilli5te der Ehefrau eines Pflichtvere icher—

ten im A%ust 1962 stationäre heilbehendlun5 wegen einer

aktiven te„anolunrebcauriti5en Lunr;entuberkulose„ Die vor—
bezeichnete Dia5nose war sowohl vom zuständi5en Amtsarzt

als auch vom ärztlichen Dienst der Klä5erin gestellt wor—
den„ In der Zeit vom 50 September bis 120 Dezember 1962

wurde die Heilbehandlun5 in einer Heilst ätte der Kl.e5erin

durchgeführte liech dem Entles sun5s bericht der Heils tätte

nendelte es sich indessen nicht um eine The—Erkrankung9

sondern um eine doppelseiti5e, schwere Pneumokokken—Bron—

enopneumonieo Daraufhin verlangte die Klägerin von der Be—

1135ten die Erstattung deer Kosten der 11eilstätte nbehendlungo

nie Bekla5te lehnte den A spruch ab„

Das Soziel5eri0ht (SG) hat die im Dezember 1966 erhobene
la5e durch Urteil vom 5„ Juni 1968 abgewieseno Die Beru—

funr der nKlägerin hatte keinen erol5 (Urteil des Bayeri—
schen Le desso zielgerichts— LS — vom 28° Lei 1969)0 Das

LSG hat unentschieden gelassen, ob der Klägerin ein Er—

setzenspruch zusteheo Ein eventuell zur Entstehung 5elan5-

ter An3pru0h sei in ent3preChender Anwendung des @ 225 Abs„

1 EVO verjährto Der Einwand der Klägerin, die Beklagte ha—

be rechtsmißbräuchlich die Einrede der Verjährun5 erhoben‚

drin5e nicht durcho

Gegen diese Entscheidung wendet s ich die Klägerin mit der
Revision° Sie weist darauf hin? daß sie irrtümlich heilbe—

handlung 5ewährt habe° Die ursprünglich 5estellte Dia5nose

_'5__

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


habe sich nachträglich zweifelsfrei als unrichtig erwie—

seno Deshalb habe von Anfang an eine Leistungspflicht

der Beklagten bestandeno Hieraus ergebe sich ein öffent—

lich—rechtlicher Erstattungsanspruch, den die Beklagte

befriedigen müsse° Der Anspruch sei nicht ver-jährt° In

Fällen der vorliegenden Art komme die 50—jährige Verjäh—

‚rungsfrist des 5 195 des Bürgerlichen Gesetzbuches —BGB—,
allenfalls die 4—jährige Verjährungsfrist des @ 29 Abs° 3

avo in Betracht° ' '

Die Klägerin beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und

die Beklagte zur Zahlung der ihr durch die

Heilbehandlung entstandenen Kosten in the

' von 2151,35 DM zu verurteilen„ '

Die Beklagte beantragt9

die Revision zurückzuweisen°

Sie ist der Auffassung? daß der von der Klägerin gel—

tend gemachte Anspruch nicht entstanden sei„ Wenn man

aber insoweit von der Auffassung der Klägerin ausgehe‚

so sei der Anspruch verjährto

Die Revision hat keinen Erfolg° Die Vorinstanzen haben

zu Recht entschieden? daß die Beklagte nicht verpflichtet

ist, die der Klägerin entstandenen Kosten zu erstatten„

Mit der Bewilligung der Heilbehandlung hat die Klägerin

eine ihr nach % 1244 a RVO obliegende Aufgabe erfülltü

An ihrer Zuständigkeit hat sich bis zur Beendigung der

stationären Behandlung im Dezember 1962 nichts geänderto

Es fehlt an der Verpflichtung einer anderen Stelle, etwa

der Beklagten°
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Nach @ 1244 & Abs° 1 EVO haben Versicherte für sich

ihren Ehegatten und die Kinder Anspruch auf die Laß—

nehmen nach den @@1256 bis 1244 EVO — also euch.nuf;sta—

tionäre Heilbehnndlung —, wenn eine aktive behandlun'(

bedürftige Tube‘ rkulose vorliegt° lnt■eren der Aui'

sung der 147ägerin muß schon dann vom Vorliegen ei

Tuberkulose in dem vorbezeichneten Sinne aus;et n

werden‚ wenn der Amtsarzt eine ent sprechende Diiegnose

gestellt und der Träger der Rentenversicherung diese

Diagnose nach eigc ner i1ü1ung bee+ätig gt hato Das Ge—

setz stellt allein auf einen solchen9 vor dec1 Beh1nd—

lung erhobenen Befund ab‚ es läßt zunächst unberück—

sichtigt, ob dieser Befund später in Zweiiel gezogen

werden kann oder sich als unrichtig erweist° Der Kläge—

rin ist sll°ndih( einzur‘i1ume en‚ daß der Wortlaut des

5 1244 & RVG eine solche Auslegung nicht zwing end ge—

bietet° br steht ihr jedoe h auch nicht im wegeo Die

Auslegung des Gesetzes hat sich de ner an dem vom Gesetz—

:weber angestrebten Zweck zu orientiereno Dieser ist —
zumindest auch — auf die Bekämpfung der Tuberkulose

als Volksseuche gerichteto Die durch @ 1244 @ EVO be—

grhndeten 1fliohten des Trägers der Rentenversicherung

gehen weit uber de5 hinaus, was von ihm im Rahmen der
w[7Lrheltung, Besserung und wiederher stellung der Erwerbs—

1h1bkeit (vgl @@1236 ff EVO) zu erbringen ist„ Es

besteht ein Rechtsanspruch auf die in 5 1244 & RVO be—
zeichneten Leistungen, er steht nicht nur Versicherten

und Rentnern7 sondern — mittelbar — auch ihren Familien—

angehörigen zu° Diese Regelung trägt dem Umstand loch—

nung9 dab die Träger der Rentenversicherung zu den son—

stigen zur Tuberkulosebekämpfung verpfliehteten Stellen

im Sinne des bundess0211lhilicg setzes vom 300 Juni 1961

B%G — shircn (vglo @ 32 BShG)0 Ihre Aufgabe er—
streckt sich demgemäß auch derau19 die Heilung Tuberku—

losekrentzer zu fördern und zu sichern, sowie die Umge—
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bung der Kranken gegen die Übertragung der Tuberkulose

zu schützen (Vglo @ 48 BSHG)„ Die Maßnahmen, die im

Rahmen dieser Aufgabe notwendig sind — sie müssen nach

dem Willen des Gesetzgebers auf die Eindämmung der

Tuberkuloseerkrankungen in ihrer Gesamtheit gerichtet

sein —, können nur sinnvoll angewandt werden,
wenn die

in Betracht kommenden Stellen unverzdglich und nicht erst

dann eingreifen, wenn — möglicherweise erst nach langer

Zeit der Ungewißheit — jeder Zweifel hinsichtlich der

Diagnose ausgeschlossen ist° Nur so kann gegen die Aus—

breitung der Tuberkulose wirksam eingeschritten werden°

Daß ein schnelles Eingreifen vom Gesetzgeber gewollt ist?

folgt schließlich daraus? daß nicht nur der Erkrankte

selbst, sonbern auch das Gesundheitsamt berechtigt ist‚

bei dem Träger der Rentenversicherung einen Antrag auf

Heilbehandlung wegen einer Tuberkuloseerkrankung zu stel—

len (@ 135 iVmä 6BBSHG)„ Diesen hrwägungen gegenüber kann
nicht eingewandt werden? daß in Fällen‚ in denen Zweifel

hinsichtlich der Diagnose bestehen, der Sozialhilfetrager

die notwendigen Maßnahmen einleiten könneo Gerade dies

sollte für den Personenkreis des 5 1244 3 BVD durch die
dort getrcifenen Regelungen vermieden werden° Die von den

Rentenversicherungsträgern geschaffenen‚ in besonderem

Maße für die Tuberkulosebekämpfung geeigneten Heilstätten

sollen beschleunig genutzt werden, um günstige Ergebnis—

se zu gewinnen° Im übrigen soll die Tuberkulosebehandlung

nach der Vorstellung des Gesetzgebers von Anfang an nach

Möglichkeit in einer Hand bleiben (vglo @@60, 135 BSHG)O

Diese Lberlegungen machen deutlich„ daß es im Rahmen der

Tuberkulosebekämpfung nicht auf das zweifelsfreie Vorlie—

gen einer Tuberkuloseerkrankung ankommen kann9 sondern

daß vielmehr die hinreichend gesicherte Diagnose einer
aktiven behandlungsbedürftigen Tuberkulose genügen muß‚

um die Zuständigkeit des Rentenversicherun;strägers für
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die Einleitung der Heilbehandlung zu begründen„ Sie fin—

den_ihre Bestätigung in der Vorschrift des % 155 BSHG,

die nach 5 132 BSHG auf di? Träger der Rentcnversicherung

Anwendung findet„ Dort ist in erster Linie zwar ei c ke—

gelung über das Weiter estehen der Zuständigkeitbei Ände—

rung der Zuständigkeitsvcraussetzungen getroffene Sie

macht darüber hinaus aber deutlich? daß der Diagnosestel—

lung die entscheidende Bedeutung zukommt„ Dort ist nicht

auf das Vorliegen einer Tuberkulosecrkrankung, sondern

ausdrücklich aui die “Feststellung der Behandlungsbedürf—

tipkeit (der Tuberkulose) durch einen amtlich bestellten

Arzt” abgestelltc Ob hiernach bereits die von einem Amts—

arzt gestellte Diagnose ausreicht‚ den Rentenversiche—

run;sträger zur Einleitung der Heilbehandlung zu veran—
la3sen, kann hier offen bleiben° Sie wird im Hinblick

auf die Berechtigung des Gesundheitsamtes zur Antragstel—

lung jedenfalls dazu führen‚ daß der Rentenversicherungs—

träger — wie es hier geschehen ist — auf eigene Kosten

eine bberprüfung der Diagnose vornimmtohr ist dann9 wenn
die Diagnose bestätigt wird‚ verpflichtet9 die erforderli—

chen Maßnahmen durchzuführen° Die dlägerin ist in dem

zu entscheidenden Fall nach eigener Prüfung zu dem Ergeb—

nis gelangt9 daß eine aktive behandlungshedürftige Tuber—

kulose Vorliegec Sie mußte daraufhin nach @ 1244 a EVO
Süßiona‘e Heilbehandlung gewähren°

an der Zuständigkeit der Beklagten hat sich während der

Dauer der Heilbehandlung nichts ;eündert„ Es ist bei einer

so schweren Erkrankung Pflicht, in der Klinik neben der

Behandlung ständig Untersuchungen und Beobachtungen zur

teerpfuung der ursprünglich gestellten Diagnose durchzu—

führen„ Beides geht im äügemeinen Hand in Hand„ Gerade

die gezielte Tuberkulosebehandlung, die bei unrichtiger

Diagnose in der Regel nicht zu dem gewünschten ■rfolg
(.

führen kann? wird häufig erste Zweifel an der Richtigkeit
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der Einweisungsdiagnose hervorrufeno Diese werden

zuweilen erst beseitigt sein‚ wenn tatsächlich eine

Heilung eingetreten ist oder der Verlauf der Erkran—

kung darauf hindeutet‚ daß es sich nicht um eine Tu—

berkulose gehandelt hat° Daneben sind Fälle denkbar?

in denen trotz eines Heilerfolges auch weiterhin Unge—

wißheit über die art der Erkrankung bestehen bleibt„

Es würde dem Sinn des Gesetzes widersprechen, wenn der

Rentenversicherungsträger schon beim Auftreten von

Zweifeln hinsichtlich der Richtigkeit der Diagnose be—

rechtigt wäre9 die Heilbehandlung zu beendeno Er kann

aus seiner Verpflichtung erst entlassen werden, wenn

feststeht, daß es sich nicht um eine aktive behandlungs—

bedürftige Tuberkulose gehandelt hat° Diesem Erfordernis

trägt die Vorschrift.des @ 135 BSHG_Rechnungo Dort heißt

es in Absatz 1 Satz 1: ”Ändern sich nach der feststel—
lung der Behandlungsbedürftigkeit (der Tuberkuloseerkran—

kung) durch einen amtlich bestellten Arzt die Umstände,

welche die sachliche Zuständigkeit eines in £ 132 genann—

ten Leistungsträgers begründet haben? so bleibt seine Zu—

ständigkeit bis zur Beendigung der Heilbehandlung beste—

hen"„ Es mag sein‚ daß diese Regelung sich in erster Linie

auf andereFälle bezieht„ Gleichwohl ist ihre Anwendung

auf Fälle der vorliegenden Art sowohl ihrem Wortlaut als

auch ihrem Sinngehalt nach nicht ausgeschlosseno Die hier—

aus resultierende Verpflichtung des Trägers der Renten—

versicherung, die Kosten der Heilbehandlung bis zu ihrer

"Beendigung” zu tragen, stellt für ihn keine unzumutbare

Belastung dere Die Entscheidung über die Beendigung hat

er — wenn die aufgezeigten Voraussetzungen erfüllt sind —
selbst zu treffen„ Es ist nicht zweifelhaft, daß er an

einer solchen Lntscheidung dann nicht gehindert■‚ist‚

wenn die Behandlung für eine unbestimmte Zeit gewährt

wurde° Im Falle der Leistungszusage für eine fest um—
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rissene Zeitspanne ist es in der Pc gel — trotz der

Bindungswirku■g des @ 77 des Sozielgerichtsgesetzes

(SGG) —nicht anderso Die Leistung H}Ch @ 1244 a RVG
wird wegen e1ner Tuberkuloseerkrank _ung gewährt Sie

beinhaltet e1ne gezielte Behandlung nur „egen diies

Krankheito Aus diesem Grunde steht die Diagnose erkenn—

bar mit der Leistungszus age in einem so e% en Zusammen—

hang? daß sich daraus regelmäßig der Vorbehalt des Wider—

rufs herleiten läßt für den Fall‚ daß sich die Diagnose

als unrichtig erweisto Ein hiervon abweichendes Ergeb—

nis würde dem Interesse des frkrankten widerstreiten9

das in der Regel auf eine sinnvolle Behandlung der tat—

sächlich Vorliegenden Krankheit gerichtet sein wirdc

Ob dieses Interesse nicht sogar die Verpflichtung des

Versicherungsträgers zur Beendigung der Heilbehandlung

be andet, kann hier offen bleiben„ — Hiernach liegt

es bei dem 13i e der Rentenversicherung, den Verlauf

der Behandlung zu überwachen und gegebenenfalls eine

Entscheidung uber die Beendigung der Behandlung zu tref—

fen„ Solange dies nicht geschehen ist9 erfüllt er eine

eigene aufgabe, er wird nicht fer einen anderen Ver siche—

run sträger tätig„ In dieser Zeit handelt es sich trotz

unrie htiger Diagnose um die BekämpfunO einer aktiven

behandlun-sbedbrftigen Tuberkulose im Sinne des 5 1244 a
RVO„ So liegt der Fall hier, die Klägerin hat daher

die liosten der von ihr gewährten Jeilbehindlunn zu

tragen„

Diesem Ergebnis steht die in Anwendungdes @1244 nvo
zwisehen den Trägern der Rentenversieherung uniden Trä»

gern der Krankenversicherung getroffene Vereinbarung

vom 15„ Sep te■lber 1958 — veröffentlicht uoa„ in BKK

19589 659; Mr K 1959, 15 — nicht im Wege° Dort he i“t es

zwar in $ 2‚ daß der Träger derKrankenversiöherung
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für den Fall? daß der Träger der Rentenversicherung

irrtümlich Heilbehandlung wegen einer Tuberkulose ge—

währt hat, diesem Ersatz zu leisten habe° Insoweit

ist die Vereinbarung, die die erst später in Kraft

getretenen Vorschriften des 5 1244 a EVO sowie des
BSHG nicht berücksichtigen konnte, aufgrund der im

einzelnen dargelegten, nunmehr kraft Gesetzes beste—

henden Kostenregelung jedenfalls seit Inkrafttreten

des ESHG überholt„ Ihr kommt insoweit keine Bedeu—

tung mehr zu (vglc hierzu auch BSG in SozR Nr° 5 zu
@ 1244 a iVO)„ Es kann daher offen bleiben, zu wel—
chem Zeitpunkt die von den Trägern der Rentenversichee

rung inzwischen ausgesprochene Kündigung der Verein—

barung wirksam geworden ist (vglo hierzu Son\/'ers° ‘

1966‚ 75)0 Einernue Vereinbarung der vorbezeichne—

ten Art mit Wirkung für den zu entscheidenden Fall

besteht zwischen den Beteiligten nicht° Eine Ent—

scheidung darüber? ob einer solchen Vereinbarung im

Hinblick auf die gesetzliche Regelung Bedeutung zu—

kommen könnte, ist hier nicht zu treffen°

Die Revision muß hiernach zurückgewiesen werden

(@ 170 Abs„ 1 sag)o
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Die Kostenentscheidung folgt aus @ 193 Abso 4 SGG„
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